
Auf dem G7-Gipfel in Elmau und dem NATO-Gipfel in Madrid haben die 
westlichen Staaten beschlossen, die Kriegsvorbereitungen gegen Russland 
und China noch aggressiver voranzutreiben. Der Dritte Weltkrieg wird offen 
vorbereitet. > Seite 3 

Bei jedem Wocheneinkauf mer-
ken wir, wie unser Einkaufs-
wagen immer leerer wird, 

wenn wir nicht deutlich tiefer in die 
Tasche greifen. Bei Millionen Men-
schen führen die Preisexplosionen 
schon jetzt zu einer deutlichen Sen-
kung des Lebensstandards. Auf vie-
les, was nicht unbedingt zum Leben 
notwendig ist, muss verzichtet wer-
den. Doch wie soll das in den nächs-
ten Monaten weiter gehen? Wie 
sollen wir insbesondere mit den ex-
plodierenden Gas- und Strompreisen 
im Herbst und Winter umgehen? 

Streiks und Blockaden 
quer durch Europa

Schauen wir dazu in unsere Nachbar-
länder, dann sehen wir dort spontan 
entstehende Bewegungen gegen die 
Preisexplosionen: In Großbritannien 
streiken mehr als 40.000 Mitarbei-
ter:innen für einen Inflationsaus-
gleich im Verkehrswesen. Es ist der 
größte Streik im Land seit 30 Jahren. 
In den Niederlanden blockieren seit 
Wochen Bauern und Landarbeiter:in-
nen Logistikzentren und Autobahnen 
gegen ein „Umweltgesetz“, das ihren 
finanziellen Ruin bedeuten würde. In 
Norwegen streikten Mitarbeiter:in-
nen bei verschiedenen Öl- und Gas-
firmen. In Frankreich befürchtet die 
Regierung ein Wiederaufflammen 
der „Gelbwesten“-Bewegung. 

Kampf gegen die Weltkriegsvorbereitungen!

Nur der Kampf um höhere 
Löhne kann die Verarmung 
stoppen!

Eines haben alle diese Proteste ge-
meinsam: Die Regierungen der einzel-
nen Staaten verstehen sie als Vorbo-
ten weit größerer Proteste im Herbst 
und Winter und reagieren entspre-
chend darauf. In Großbritannien und 
Norwegen werden die Streikrechte 
verschärft bzw. der Streik kurzerhand 
verboten. In den Niederlanden schoss 
die Polizei sogar auf die Streikenden 
und nahm zahlreiche von ihnen fest. 
In Frankreich versucht der Staat seit 
vier Jahren, die „Gelbwesten“ mit 
Gewalt zu zerschlagen und mit klei-
nen Zugeständnissen ruhig zu stel-
len. Auch in Deutschland fordert der 

„Arbeitgeberpräsident“ Rainer Dul-
ger bereits, Streiks mit der Ausrufung 
des „nationalen Notstands“ zu unter-
binden.  

Und hier in Deutschland?

Auch in Deutschland nehmen die 
Streiks zu, bleiben in ihrer Intensität 
und ihren Forderungen aber deutlich 
hinter denen in anderen europäi-
schen Ländern zurück. Das gilt auch 
für die Höhe der Lohnforderungen. 
Für einen wirklichen Inflationsaus-
gleich müssten wir Lohnerhöhun-
gen von mindestens 10-15% für die 

kommenden 12 Monate fordern und 
umsetzen. Wenn sich die DGB- Ge-
werkschaften lieber mit den Kapi-
talverbänden im Bundeskanzleramt 
treffen, anstatt diese Forderungen 
mit uns gemeinsam in den Betrieben 
durchzusetzen, dann müssen wir das 
eben selber in die Hand nehmen. Die 
Antwort auf die Preisexplosionen 
kann nur der organisierte Kampf um 
Lohnerhöhungen von uns als Arbei-
ter:innenklasse sein. Eine von oben 
angesetzte „konzertierte Aktion“ 
wird hingegen nur unsere weitere 
Verarmung organisieren. 

Auf die Straße gegen  
Preisexplosion und  

Verarmung

Um die weitere Preisexplosion zu 
stoppen und die Verarmung immer 
größerer Teile der Bevölkerung zu 
verhindern, müssen wir jetzt eine Be-
wegung in den Betrieben und auf den 
Straßen aufbauen, die für einen vol-
len Inflationsausgleich, Preisbremsen 
und die Streichung von indirekten 
Steuern und Unternehmenssubven-
tionen kämpft. Zwingen wir die Rei-
chen zur Kasse, die auch in den Jah-
ren von Krise, Pandemie und Krieg 
immer noch reicher werden.

Die Föderation klassenkämpferischer Organisationen plant hinsichtlich des 
Auslaufens des Tickets einen Aktionstag. Unter der Parole „Kostenloser 
Nahverkehr statt 9-Euro-Ticket-Sommer!“ wollen sie am 20.08. auf die Stra-
ße gehen. Im Interview berichtet Nicole Freund über ihre Ziele. > Seite 2

„Klassenkampf statt konzertierter Aktion!“

Seit einem Jahr explodieren die Preise. Für den vor uns stehenden Herbst und Winter sind weitere drastische Er-
höhungen angekündigt, die viele von uns nicht mehr bezahlen können werden. Wir müssen jetzt auf die Straße, 
um wie unsere Kolleg:innen in unseren Nachbarländern für einen vollen Inflationsausgleich, Preisbremsen und die 
Streichung von indirekten Steuern und Unternehmenssubventionen zu kämpfen.
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Mit bisher mehr als 21 
Millionen Verkäufen wird 
das 9-Euro-Ticket off en-
sichtlich von sehr vielen 
Menschen genutzt. Hat die 
Regierung da nicht mal 
wirklich was Gutes ge-
macht?

Wenn wir das 9-Euro-Ticket mit den 
anderen Maßnahmen der Regierung 
vergleichen, sticht es tatsächlich 
hervor. Die verschiedenen Einmal-
zahlungen sind fast vollständig ver-
pufft   und der Tankrabatt , hinter dem 
sich die Senkung der Energiesteuer 
auf Kraft stoff e versteckt, hat statt  
zur Entlastung der Arbeiter:innenk-
lasse zu unfassbaren Extraprofi ten 
ür die Mineralölkonzerne geührt. 
Günstigere Bus- und Bahntickets 
kamen hingegen tatsächlich vielen 
Menschen zu Gute. Sie ermöglichen 
vor allem den ärmeren und älteren 
Schichten unserer Klasse Teilhabe am 
sozialen Leben. Auch in Hinblick auf 
den Klimaschutz ist ein ür alle nutz-
barer ÖPNV sehr viel sinnvoller als 
zum Beispiel eine CO2-Steuer, die uns 
als Arbeiter:innen zusätzlich drauf 
zahlen lässt. Aber im September soll 
dann auch schon wieder Schluss mit 
dem Ticket sein.

Laut Bundesverkehrsmi-
nister Volker Wissing sind 
die Kosten des 9-Euro-Ti-
ckets mit monatlich über 
eine Milliarde Euro viel zu 
teuer, um es fortzuführen. 

Wer innerhalb weniger Monate auf 
einmal 100 Milliarden ür die Bun-
deswehr aus dem Ärmel schütt eln 

kann, ür den ist eine Milliarde kein 
Vermögen. Das Geld ist da – die Fra-
ge ist nur, woür es ausgegeben wird 
bzw. wer es auf dem Konto hat. Die 
Bundesregierung zeigt momentan 
deutlich, dass genau bei dieser Frage 
unsere Interessen als Arbeiter:innen 
keine Rolle spielen. Statt dessen han-
delt es sich um politische Entschei-
dungen zugunsten des deutschen 
Kapitals.   So müssen wir auch die ak-
tuellen Maßnahmen gegen die Preis-
steigerungen verstehen: Die Ampel-
Regierung hat sie nicht getroff en, um 
uns als Arbeiter:innen etwas Gutes zu 
tun, sondern um größere und breitere 
Proteste gegen die Preissteigerungen 
zu verhindern.

Selbst die Forderung 
der Linken nach einem 
365-Euro-Ticket nennt die 
SPD „realitätsfern“.  Ist der 
Kampf für kostenlosen 
Nahverkehr angesichts 
solcher Haltungen vielver-
sprechend?

Seit die Forderung nach kostenlosem 
Nahverkehr ür alle aufgestellt wird, 
so lange wehren sich Politik und 
privatisierte Ve r ke h r s -
u n t e r n e h - men gegen 
sie. Sie ist nicht neu. 
D u r c h die Ein-
 ü h - rung des 

9-Euro-Tickets scheint sie aber tat-
sächlich greifb arer als zuvor. Kosten-
loser Nahverkehr wäre eine echte 
Entlastung ür unsere Klasse. Wir 
wollen die aktuelle Aufmerksamkeit 
und Debatt e rund um die Ticketprei-
se deswegen dazu nutzen, um unse-
rer Forderung Nachdruck zu verlei-
hen. Die Kosten ür den Ausbau und 
Unterhalt des Nahverkehrs könnten 
dabei ganz einfach durch die Strei-
chung von Subventionen ür große 
Konzerne und Steuern auf deren Ge-
winne fi nanziert werden.

Ein bundesweites Jahresticket ür 365 
Euro wäre unserer Meinung nach 
dabei auch ein Schritt  in die richti-
ge Richtung, sollte aber nicht unser 
endgültiges Ziel sein. Für Menschen, 
die im Niedriglohnsektor arbeiten 
oder Sozialleistungen beziehen, kann 
auch ein Euro pro Tag zu viel sein. 
Mit den 27 Euro, die im Hartz IV-Satz 
ür “Mobilität” eingeplant sind, wäre 
selbst so ein Ticket nicht bezahlbar.

Es darf jedoch nicht allein der Ticket-
preis im Fokus stehen. Der Nah- und 
Regionalverkehr muss bundesweit 
modernisiert, ausgebaut und gerade 
ländliche Regionen besser angebun-
den und barrierefrei werden. Nur da-
durch kann der Nahverkehr zu einer 
zuverlässigen und nutzbaren Alter-
native zum Individualverkehr 
werden.
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Kostenloser Nahverkehr:
„Unsere Waff e heißt 
Klassenkampf statt 
konzertierter Aktion!“
Als Teil des „Entlastungspakets“ der Ampel-Regierung aufgrund der gigantischen Preissteigerungen gehört das 
9-Euro-Ticket zu den wohl am meisten diskutierten Maßnahmen. Für die Monate Juni, Juli und August können Men-
schen für den pauschalen Monatspreis von 9 Euro fast den gesamten Nahverkehr in der BRD nutzen. Aber es bleibt 
auch bei den drei Monaten: Auf Nachfragen schloss Bundeskanzler Olaf Scholz eine Verlängerung aus.

Die Föderation klassenkämpferischer Organisationen plant hinsichtlich des Auslaufens des Tickets einen Aktions-
tag. Unter der Parole „Kostenloser Nahverkehr statt 9-Euro-Ticket-Sommer!“ wollen sie am 20. August auf die Straße 
gehen. Im Interview berichtet Nicole Freund aus dem Föderationsrat über ihre Beweggründe und Ziele.

Wie sehen eure Pläne über 
den Aktionstag hinaus 
aus?

Unsere Forderung nach bundesweit 
kostenlosem und ausgebautem Nah-
verkehr ist Teil unseres Kampfes 
gegen die kapitalistisch getriebene 
Preisexplosion, deren Ende noch lan-
ge nicht in Sicht ist. Die Angriff e auf 
unsere Klasse in Form von gesenk-
ten Heiztemperaturen, rationiertem 
Warmwasser und Kürzungen ür 
Langzeitarbeitslose werden nicht 
weniger werden, wenn wir nichts 
dagegen tun. Aktionen und Proteste 
gegen die Abwälzung der Krisenfol-
gen und ür höhere Löhne, Sozial-
leistungen und Renten müssen in der 
kommenden Zeit regelmäßig fortge-
ührt werden.

Unsere Waff e heißt dabei nicht „Kon-
zertierte Aktion“ oder Sozialpartner-
schaft ; sie heißt Klassenkampf. Unter 
der Parole „Ihre Krise nicht auf unse-
rem Rücken“ wollen wir unseren Bei-
trag dazu leisten, dass unsere Klasse 
ihre Verarmung nicht länger schwei-
gend erträgt, sondern ihren Protest 
in die Betriebe, Schulen und auf die 
Straße trägt.

Seit die Forderung nach kostenlosem 
Nahverkehr ür alle aufgestellt wird, 
so lange wehren sich Politik und 
privatisierte Ve r ke h r s -
u n t e r n e h - men gegen 
sie. Sie ist nicht neu. 
D u r c h die Ein-

rung des 

Regionalverkehr muss bundesweit 
modernisiert, ausgebaut und gerade 
ländliche Regionen besser angebun-
den und barrierefrei werden. Nur da-
durch kann der Nahverkehr zu einer 
zuverlässigen und nutzbaren Alter-
native zum Individualverkehr 
werden.

ihre Verarmung nicht länger schwei-
gend erträgt, sondern ihren Protest 
in die Betriebe, Schulen und auf die 
Straße trägt.
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Sechs Monate nach dem russi-
schen Einmarsch in die Ukraine 
wird immer deutlicher: Dieser 

Krieg hat eine neue, aggressive Phase 
im Kampf zwischen den imperialis-
tischen Ländern eingeleitet. Es wird 
immer off ener über eine mögliche 
Ausweitung des Krieges z.B. auf die 
russische Enklave Kaliningrad und 
das NATO-Land Litauen gesprochen. 
Zugleich haben die westlichen Staa-
ten bei den Gipfeln von G7 und NATO 
den Wirtschaft skrieg gegen Russland 
und China ausgeweitet und die Vor-
bereitungen eines Dritt en Weltkrie-
ges vorangetrieben.

Weltkriegsvorbereitungen 
in Madrid und Elmau

Ein zentraler Baustein bei diesen 
Kriegsvorbereitungen ist die neue 
NATO-Strategie, die das Bündnis 
Ende Juni in Madrid beschlossen hat. 
Russland wird darin nun als „bedeu-
tendste und unmitt elbarste Bedro-
hung ür Frieden und Stabilität im 
euro-atlantischen Raum“ defi niert. 
Die 1997 vereinbarte NATO-Russ-
land-Grundakte wurde bei dem Gip-
fel ür tot erklärt.

Ihren nun offi  ziellen Hauptfeind im 
Osten Europas wollen die NATO-
Staaten mit einem massiven Ausbau 
ihrer schnellen Eingreift ruppe von 
40.000 auf 300.000 in Schach halten. 

Die USA haben darüber hinaus an-
gekündigt, weitere Truppenverbän-
de nach Europa zu verlegen und ein 
neues, ünft es Hauptquartier ihres 
Militärs in Polen einzurichten. Zu-
dem sollen Schweden und Finnland 
in die NATO aufgenommen werden. 
Die Türkei hat sich ihre Zustimmung 
hierzu mit einem härteren Vorgehen 
beider Länder gegen Exilstrukturen 
der kurdischen nationalen Befrei-
ungsbewegung abkaufen lassen.

Die G7 wiederum haben beim jähr-
lichen Gipfel auf Schloss Elmau eine 
Verschärfung des Wirtschaft skriegs 
gegen Russland beschlossen und wol-
len Chinas ökonomische Ausbreitung 
in Eurasien im Rahmen des Projek-
tes „Neue Seidenstraße“ mit einem 
600-Milliarden-Dollar-Gegenprojekt 
bekämpfen. 

Russland kündigte bereits an, auf die 
Beschlüsse mit „Ausgleichsmaßnah-
men“ zu antworten. Erwartet wird 
eine Verlegung weiterer Truppen und 
Waff ensysteme an die Westgrenzen 
des Landes. 

Deutscher Imperialismus 
bekräftigt Führungsan-

spruch über Europa

Während die USA ihre Rolle als mili-
tärische Hegemonialmacht in Europa 
zementieren, bekräft igt der deutsche 
Imperialismus ebenfalls seine Füh-

rungsambitionen auf dem Kontinent. 
Deutschland müsse „den Anspruch 
einer Führungsmacht“ haben, forder-
te SPD-Chef Klingbeil. Dazu gehöre 
auch „militärische Gewalt als legi-
times Mitt el der Politik“. In die Tat 
umsetzen wird Deutschland diese Vi-
sion schon bald in seinem alten Herr-
schaft sgebiet Litauen. Dort wird die 
Bundeswehr die Kampft ruppen-Bri-
gade der NATO ühren und ihre ei-
gene Truppenpräsenz auf etwa 3.000 
Soldat:innen aufstocken. Zudem will 
Deutschland mindestens eine Di-
vision von 15.000 Soldat:innen zur 
schnellen Eingreift ruppe der NATO 
beisteuern.  

Der Dritte Weltkrieg 
wird kein Betriebsunfall 

Diese Schritt e machen deutlich, dass 
sich die imperialistischen Staaten auf 
einen großen Krieg um die Neuauft ei-
lung der Welt vorbereiten. Nicht um-
sonst hat der neue oberste britische 
Militär Sir Patrick Sanders Mitt e Juni 
angekündigt, die britischen Soldat:in-
nen müssten sich darauf vorbereiten, 
„erneut in Europa zu kämpfen“ und 
„Russland im Kampf zu besiegen“. 
Der Beginn des Dritt en Weltkriegs 
wird seit Monaten immer häufi ger 
von Staats- und Regierungschefs ins 
Spiel gebracht. Dieser wird jedoch 
sicher nicht als Betriebsunfall be-
ginnen, wie es manchmal dargestellt 

wird, sondern als Ergebnis einer ge-
planten Zuspitzung gegensätzlicher 
Herrschaft sinteressen. Und diese ist 
im vollen Gange. 

Den antimilitaristischen 
Kampf vorantreiben – 

am 1. September 
und danach

Der 1. September ist der Weltanti-
kriegstag, der von der Arbeiter:innen- 
und antimilitaristischen Bewegung 
als Antwort auf die ersten beiden 
Weltkriege ins Leben gerufen wurde. 
In diesem Jahr erhält dieser Tag eine 
besondere Bedeutung, nämlich als 
Kampft ag gegen die Machenschaft en 
der imperialistischen Staaten, gegen 
die Militarisierung und die konkrete 
Vorbereitung des Dritt en Weltkriegs. 
Dabei müssen wir die konkreten An-
sätze antimilitaristischer Kämpfe auf-
greifen, fortühren und miteinander 
verbinden. Im Juni haben in Elmau 
und Madrid jeweils tausende Men-
schen gegen die Gipfel der Kriegsvor-
bereitung demonstriert. Im Frühjahr 
haben Flughafenarbeiter:innen in Ita-
lien und Hafenarbeiter:innen in Grie-
chenland sich geweigert, Waff enlie-
ferungen in die Ukraine zu verladen. 
Auch aus Russland gibt es ähnliche 
Berichte. Dies sind die ersten Keime 
einer internationalen Arbeiter:innen-
bewegung gegen den Dritt en Welt-
krieg.

Antikriegstag am 1. September:
Kampf gegen die 

imperialistische 
Weltkriegsvor-

bereitung!

Knapp ein halbes Jahr nach dem Beginn der russischen Invasion in der Ukraine verschärft 
sich das imperialistische Säbelrasseln auf allen Seiten weiter. Auf dem G7-Gipfel in Elmau und 
d e m NATO-Gipfel in Madrid haben die westlichen Staaten beschlossen, die Kriegsvorbereitungen 
g e g e n Russland und China noch aggressiver voranzutreiben. Der deutsche Imperialismus hat seinen An-
spruch formuliert, „Führungsmacht“ zu sein. Der Dritte Weltkrieg wird off en vorbereitet. Als Arbeiter:innen müssen 
wir daher im Kampf gegen Aufrüstung und Militarisierung in die Off ensive gehen.
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Rob Shenk from Great Falls, VA, USA (htt ps://commons.wikimedia.
org/wiki/File:Lockheed_Martin_F-22A_Raptor_JSOH.jpg), htt ps://
creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/legalcode
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Imperialistische Kriegshetze 
unter roter, grüner oder 
Regenbogenfl agge

Der deutsche Imperialismus 
muss aggressiver werden 
und darf nicht vor Kriegen 

zurückschrecken. Es war der Chef 
der SPD, der diese Ausrichtung öf-
fentlich auf den Punkt gebracht hat. 
Bei einer Grundsatzrede erklärte Lars 
Klingbeil: „Deutschland muss den 
Anspruch einer Führungsmacht ha-
ben. (…) Friedenspolitik bedeutet ür 
mich, auch militärische Gewalt als 
Mitt el der Politik zu sehen.“ 

Dabei geht Klingbeil in dieselbe Rich-
tung wie die Grünen, die in der Bun-
desregierung wohl am konsequentes-
ten ür Aufrüstung, Militarisierung 
und die Lieferung schwerer Waff en 
an die Ukraine eintreten. Außenmi-
nisterin Baerbock will Russland zu-
dem mit Sanktionen so schädigen, 
dass es „jahrelang nicht mehr auf die 
Beine kommt“. 

Es ist nicht das erste Mal, dass gera-
de die Parteien besonders aggressiv 
ür Sanktionen, Krieg und imperia-
listisches Weltmachtstreben eintre-
ten, die sonst stark auf fortschritt lich 
klingende PR setzen und sich über-
haupt ein „links-alternativ-pazifi sti-
sches“ Image geben. 

Schon beim Angriff skrieg der NATO 
auf Jugoslawien 1999 war Außenmi-
nister Joschka Fischer (Grüne) einer 

der heft igsten Verfechter der Bom-
bardierung von Belgrad. Fischers 
Hintergrund aus der „Sponti“-Bewe-
gung machte sein Eintreten ür den 
Angriff skrieg vor Teilen der grünen 
Anhängerschaft  sogar noch glaub-
würdiger. 

Der Hintergrund ist einfach: Weil 
Kriege um die Neuauft eilung der Welt 
nach zwei Weltkriegen mit Abermil-
lionen Toten in der Bevölkerung 
nachhaltig diskreditiert sind, 
denken sich die Imperia-
list:innen immer neue 
Propaganda-Storys aus, 
um ihre Eroberungs-
feldzüge als demokrati-
sche Großherzigkeiten zu 
verkaufen. Und sie bauen 
gezielt Politiker:innen 
auf, die dies glaub-
haft  verkörpern 
sollen. 

Menschenrechte und deren Verlet-
zungen sind ihnen dabei herzlich 
egal. Sie begehen diese schließlich 
ständig selbst. Was ür sie zählt, sind 
einzig und allein die imperialisti-
schen Interessen. 

Dazu gehören z.B. das Label 
einer „feministischen“ 
oder „LGBTI+                                                                                                 
f r e u n d l i c h e n “ 

Vom Biden-Kabinett in den USA bis zu SPD und Grünen in Deutschland. Gerade die politischen Kräfte, die mit einer 
„fortschrittlichen“ und „sozialen“ PR in die Regierung gegangen sind, erweisen sich häufi g als die größten Kriegs-
treiber:innen. 
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Außenpolitik und vom angeblichen 
Kampf um Klimaneutralität. Diese 
Motive werden sowohl von Baerbock 
als auch von Klingbeil genutzt, um 
ihr Eintreten ür die Herrschaft szie-
le des deutschen Imperialismus zu 
vermarkten. Gelernt haben sie dabei 
vermutlich auch aus den USA: Die 
Biden-Regierung hat ihre diverse 

Zusammensetzung ins Rampen-
licht gestellt, den „Trans Day of 

Visibility“ vermarktet und ein 
Schiff  der US-Marine nach 
einem LGBTI+ Aktivisten be-
nannt – vermutlich damit sich 
das linksliberale US-Kleinbür-

ger:innentum mit den off enen 
Weltkriegsvorberei-

tungen woh-
ler ühlt.

Der Hintergrund ist einfach: Weil 
Kriege um die Neuauft eilung der Welt 
nach zwei Weltkriegen mit Abermil-
lionen Toten in der Bevölkerung 
nachhaltig diskreditiert sind, 
denken sich die Imperia-
list:innen immer neue 
Propaganda-Storys aus, 
um ihre Eroberungs-
feldzüge als demokrati-
sche Großherzigkeiten zu 
verkaufen. Und sie bauen 
gezielt Politiker:innen 
auf, die dies glaub-
haft  verkörpern 
sollen. 

Dazu gehören z.B. das Label 
einer „feministischen“ 
oder „LGBTI+                                                                                                 
f r e u n d l i c h e n “ 
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